
damit ein wichtiges Mittel zur Anleitung und Kon­
trolle der Fachabteilungen nicht benutzt. Die Abtei­
lungsleiter wurden zwar vom Bezirksstaatsanwalt 
über viele Dinge informiert, jedoch teilweise mit Ein­
zelfragen überhäuft, während die Information in wich­
tigen Fragen unterblieb.

Überhaupt beschäftigt sich der Bezirksstaatsanwalt 
zuviel mit Einzelfragen, die er den Abteilungsleitern 
zur selbständigen Erledigung übertragen kann. Er 
orientiert sich in seiner Tätigkeit auf das unmittelbare 
Aufsuchen der Kreisstaatsanwälte, ohne die Fachabtei­
lungen veranlaßt zu haben, eine ständige systematische 
Instrukteurtätigkeit in den Kreisen zu entfalten. Durch 
diese Verschiebung der Proportionen hat er die Kon­
trolle und Anleitung der Fachabteilungen stark ver­
nachlässigt.

Genauso wenig wie zwischen den Abteilungen der 
Bezirksstaatsanwaltschaft und den Senaten des Be­
zirksgerichts besteht eine systematische Zusammen­
arbeit zwischen dem Bezirksstaatsanwalt, dem Direktor 
des Bezirksgerichts und dem Leiter der Justizverwal­
tungsstelle.

Der entscheidende Mangel in der Arbeit der Bezirks­
staatsanwaltschaft besteht aber darin, daß es bisher 
kaum Auseinandersetzungen in der Betriebspartei­
organisation der SED über den politisch-ideologischen 
Zustand der Mitarbeiter gegeben hat. Wenn solche 
Auseinandersetzungen nicht geführt werden, wird es 
nicht möglich sein, die vorhandenen Schwächen zu 
überwinden. Dafür tragen nicht nur der Bezirksstaats­
anwalt und die Parteileitung, dafür trägt jeder ein­
zelne Genosse die Verantwortung.
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Wenn auch die Normen des Völkerrechts bereits die 
Anwendung der Kernwaffen im Krieg und ihre Er­
probung zur Vorbereitung eines Krieges verbieten, so 
fordert die friedliebende Menschheit dennoch mit guten 
Gründen das ausdrückliche und feierliche Verbot der 
Herstellung, Lagerung und Anwendung aller Kern­
waffen. Die Einstellung der Kernwaffenversuche ist ein 
erster, wichtiger Schritt zum völligen Kernwaffen­
verbot; sie ist angesichts der radioaktiven Verseuchung, 
die insbesondere von den amerikanischen und briti­
schen Versuchsexplosionen ausgeht, denen sich u. U. in 
absehbarer Zeit französische hinzugesellen können, zu 
einer brennenden Frage geworden, die alle Menschen 
angeht.

Zum Ausspruch eines solchen Verbots sind in der 
gegenwärtigen Situation die drei großen Atommächte 
— die Sowjetunion, die USA und Großbritannien — 
berufen. Die Regierungen der beiden imperialistischen 
Großmächte haben zwar oft und dann meistens sehr 
wortreich ihre Bereitschaft zur Abrüstung erklärt, aber 
den ersten entscheidenden Schritt, mit der Sowjetunion 
das bedingungslose Kemwaffenverbot zu vereinbaren, 
haben sie bisher nicht getan. Sie sind immer noch von 
falschen Vorstellungen über ihre eigene militärische 
Stärke und über die Wehrkraft der sozialistischen 
Staaten befangen und wiegen sich in der gefährlichen 
Illusion, mit Militärpakten und Atombomber-Stütz- 
punkten eine Schlinge rund um das sozialistische Lager 
gelegt zu haben. Die interkontinentalen Raketen und 
die beiden Sputniki sollten die Planer im Pentagon zur 
Vernunft mahnen! Auch sollten sie die Labilität ihrer 
Paktsysteme — NATO, Bagdad-Pakt, SEATO und 
OAS — nicht ganz außer acht lassen.

*
Am 31. März 1958 beschloß der Oberste Sowjet, ge­

leitet von dem Bestreben, in jeder Weise zur Beseiti­
gung der Atomkriegsgefahr beizutragen, alle Experi­
mente mit Atom- und Wasserstoffwaffen einseitig 
einzustellen. Er appellierte zugleich an die Parlamente 
der USA und Großbritanniens sowie an die Parlamente 
aller Länder der Welt, diese sowjetische Initiative zu 
unterstützen, und unterstreicht in dem Appell an den 
westdeutschen Bundestag mit ernsten Worten die 
Folgen einer atomaren Aufrüstung der Bundesrepublik.

Was aber wird, wenn die USA und Großbritannien 
der Sowjetunion nicht folgen? In der sowjetischen Re­
gierungserklärung sagte Außenminister Gromyko zu 
dieser Frage:

„Werden sich die Vereinigten Staaten von Amerika 
und Großbritannien der Sowjetunion anschließen und 
ihrerseits die Einstellung der Atom- und Wasserstoff­
waffenversuche beschließen, so wird die heute alle 
Völker tief bewegende Frage endlich ihre Lösung 
finden: mit den Versuchsexplosionen von Kernwaffen 
wird überall und auf immer Schluß gemacht sein. 
Falls die Regierungen der übrigen Länder, die über 
Kernwaffen verfügen, der Initiative der Sowjetunion 
nicht folgen, sondern nach wie vor Atom- und 
Wasserstoffbomben zur Explosion bringen werden, so

wird die Sowjetunion natürlich in der Frage der 
Kemexperimente den Interessen ihrer Sicherheit 
Rechnung tragen und entsprechend handeln müssen.“ 
Der Beschluß vom 31. März ist geeignet, das von den 

Westmächten in eine Sackgasse geführte Abrüstungs­
gespräch wieder zu beleben, und stellt eine erneute, 
ernste politisch-moralische Aufforderung an die Re­
gierungen und Parlamente der USA und Großbritan­
niens dar, ihren Erklärungen über ihre angebliche Ab­
rüstungsbereitschaft entsprechende Taten folgen zu 
lassen. Nachdem die Sowjetunion in den letzten Jahren 
in mehreren Etappen ihre Streitkräfte bedeutend ver­
minderte, gab sie mit dem Beschluß vom 31. März einen 
weiteren Beweis für den friedliebenden Charakter ihrer 
Politik, der bei allen Völkern Zustimmung gefunden 
hat. Die Völker wissen, daß die Einstellung der Kern­
waffenversuche durch die drei Großmächte eine Wende 
in den internationalen Beziehungen herbeiführen 
würde und einen verheißungsvollen Anfang zur 
Schaffung internationalen Vertrauens und zur Stabili­
sierung des Friedens darstellen könnte. Die Völker er­
warten daher von den Regierungen und Parlamenten 
der USA und Großbritanniens, daß sie die sowjetische 
Initiative aufgreifen und von weiteren Kernwaffenver­
suchen Abstand nehmen.

Die USA-Regierung hat in einer ersten, offenbar 
übereilten und in verärgerter und gereizter Stimmung 
abgegebenen Erklärung vom 1. April einen ablehnen­
den Standpunkt eingenommen, und USA-Außen- 
minister Dulles gab am 2. April bekannt, daß „die 
amerikanischen Kernwaffenversuche fortgesetzt wür­
den, bis eine von den Vereinigten Staaten gewünschte 
Atomabrüstungsübereinkunft möglich sei“. USA- 
General Norstad, Oberkommandierender der NATO- 
Streitkräfte in Europa, verlangte wenig später höchst 
provokatorisch die unbedingte Fortsetzung der Kern­
waffenversuche und die Entwicklung neuer Typen, die 
„in konzentrierter Form eine große Wirkung“ erzielen. 
Auch in London, Paris und Bonn bemühen sich offi­
zielle Sprecher, weitere Experimente mit Kernwaffen 
vor der empörten Öffentlichkeit zu rechtfertigen.

Vor allem ist man der Meinung, die Einstellung 
dieser Experimente könne nicht genügend kontrolliert 
werden. Dieser Einwand ist aus zwei Gründen nicht 
stichhaltig: einmal ist jeder Kernwaffenversuch, wo 
immer er auch auf der Erde stattfinden möge, in kur­
zer Zeit mit modernen Meßmethoden nachweisbar, 
zum anderen hat sich die Sowjetunion mehr als ein­
mal bereit erklärt, an einem wirksamen Kontroll- 
system mitzuarbeiten.

Außenminister Dulles irrt, wenn er glaubt, gegen­
über der Sowjetunion einseitig eine amerikanische 
Atomabrüstungskonvention durchsetzen zu können. 
Mit der Sowjetunion verhandelt man nicht vom über­
heblichen Standpunkt einer Politik angeblicher Stärke. 
Mit der Sowjetunion verhandelt man nur als gleich­
berechtigter Partner um eines gemeinsamen Zieles 
willen, das der Sicherung des Friedens dient. Es gibt, 
wie Ministerpräsident Chruschtschow in Budapest an-
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